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246 Verordnung 


betreffend Abänderung der Verordnung vom 9. März 1934 zur Abänderung der 
Staatshaus haltsordnung. 


Vom 20. September 1934. 


Auf Grund des 8 1, Ziffer 6 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


f Artikel! 
Artikel 1 der Verordnung zur Abänderung der Staatshaushaltsordnung vom 9. März 1934 
(G. Bl. S. 202) erhält folgende Faſſung: i 
„Der 8 85 der Staatshaushaltsordnung vom 22. Juni 1931 (G. Bl. ©. 467) erhält folgenden; 
neuen zweiten Abſatz: 

(2) Die laufende Prüfung der Belege, Kaſſenbücher uſw. der der Senatsabteilung für öffent 
liche Arbeiten, Betriebe und Verkehr unterſtellten Verwaltungen oder Dienſtſtellen liegt dem 
Reviſionsamt für öffentliche Arbeiten, Betriebe und Verkehr ob. Das Ergebnis dieſer Prüfung 
iſt dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt mitzuteilen.“ nl 

Artikel II ö 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. H 


Danzig, den 20. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


247 Verordnung 
zur Beſeitigung von Mißſtänden im Branntweingewerbe. 
Vom 25. September 1934. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 65 und der Ziffer 68 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 
si 


Unverarbeiteter, gereinigter Branntwein, der zu Trinkzwecken verwendet werden ſoll, darf nur in 
Mengen von 200 Litern reinem Alkohol und darüber in Form einer einmaligen Anlieferung abge⸗ 
geben werden. N l ö 

8 2 1201 b f 

Als unverarbeiteter Trinkbranntwein iſt jeder Branntwein anzuſehen, der noch kein für den Klein⸗ 

handel beſtimmtes Fertigerzeugnis darſtellt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 10. 1934.) 


2 ji 
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Unverarbeiteter gereinigter Branntwein muß ausſchließlich im eigenen Betriebe des Beziehers ver⸗ 
arbeitet werden. Der Weiterverkauf, der Handel oder die ſonſtige Abgabe unverarbeiteten Branntweins 
iſt verboten. 

Für den Kleinhandel beſtimmte Fertigerzeugniſſe ſind ausdrücklich als ſolche zu bezeichnen und 
dürfen einer weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung nicht unterworfen werden. Das gleiche gilt für 
Fertigerzeugniſſe, die an das Schankgewerbe abgegeben werden. 


0 8 4 N 

Unbeſchadet der Vorſchrift des S 3 Abſ. 1 darf unverarbeiteter, gereinigter Branntwein in ver⸗ 
ſiegelten Flaſchen von nicht mehr als 1 Raumliter Inhalt weiterverkauft werden. Der Weiterverkauf 
darf nur zu den vom Senat hierfür feſtgeſetzten Preiſen erfolgen. Auf den Flaſchen müſſen der Name 
der abfüllenden Firma ſowie die Menge und der Stärkegrad des Branntweins angegeben ſein. 


8 5 
Die Bildung von Vereinigungen oder Geſellſchaften aller Art zum Zwecke des Bezuges der in 
§ 1 bezeichneten Mindeſtmengen iſt verboten. 
86 
Der Bezug von Branntwein zu anderen als zu Trinkzwecken, insbeſondere auch des zur Her⸗ 
ſtellung von Arzneien und Nahrungsmitteln beſtimmten, unterliegt nicht den Beſchränkungen des § 1, 
wenn er durch die einſchlägigen Gewerbeunternehmen erfolgt. 
Die Weitergabe des gemäß Abſ. 1 bezogenen Branntweins in unverarbeiteter Form oder eine 
anderweitige Verwendung desſelben iſt verboten. 5 
Die Abgabe von unverarbeitetem Branntwein durch Apotheken und Drogerien in kleinen Mengen 
unterliegt jedoch keinen Beſchränkungen. 
Wiſſenſchaftliche und ſanitäre Inſtitute werden von den Vorſchriften dieſer Verordnung nicht be⸗ 
troffen. 
8 7 
Die in § 6 Abſ. 1 bezeichneten Gewerbeunternehmen ſind verpflichtet, den Verbleib des bezogenen 
Branntweins der Zollbehörde auf Verlangen nachzuweiſen. Sie haben erforderlichenfalls nach näherer 
Anordnung der Zollbehörde Anſchreibungen über den Bezug und die Verwendung des Branntweins zu 
führen. 
8 8 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 2000, — Gulden be⸗ 
ſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis bis zu 3 Monaten erkannt werden. 
Außerdem kann der Senat nach rechtskräftiger Verurteilung dem Täter die Verarbeitung von 
unverarbeitetem, gereinigtem Branntwein unterſagen. 


89 
Die Verordnung tritt zwei Wochen nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig | 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


248 Vierte Unsführungsverordnung 
zur Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Oktober 1933 (G. Bl. 
8 S. 502) in der Faſfung der Rechtsverordnung vom 6. März 1934 (G. = = — — 

Vom 22. September 1934. 


! | | 1 | | 2 8 1: 

Auf Grund des. $ 5 der c zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 
10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502) wird verordnet: 

Als hinter der Regierung ſtehend im Sinne des § 1 der Rechtsverordnung vom 10. Oktober 1933 
in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 6. März 1934 gelten neben den in den Ausführungsverord⸗ 
nungen vom 24. Oktober 1933 (G. Bl. S. 509), 6. Januar 1934 (G. Bl. S. 10) und 24. April 1934 
(G. Bl. S. 297) bezeichneten Verbänden auch 

der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Seonttämpferbund Stahlhelm) und 
der Danziger Luftſchutzbund e. v. 
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8 2 | 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. f 


Danzig, den 22. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


249 Verordnung 
über Abänderung der Verordnung vom 2. September 1931 betr. Regelung der Ausfuhr von 
Hühnereiern nach dem Auslande. 
Vom 22. September 1934. 


Auf Grund der Artikel 3, 5, 7 und 11 der Verordnung über die Regelung der Ausfuhr von 
Hühnereiern nach dem Auslande vom 21. 5. 1929 (G. Bl. Nr. 14 S. 85) wird folgendes verordnet: 


8 1 
Die Verordnung vom 2. September 1931 betr. Regelung der Ausfuhr von Hühnereiern nach dem 
Auslande (St. A. Teil I Nr. 73 S. 327) wird wie folgt geändert: 
1. Der Punkt a des 8 8 erhält den folgenden Wortlaut: 

„einen Anterſuchungsraum, einen Sortierungsraum, einen Packraum und einen Lagerraum für 
die Eier. Dieſe Lager müſſen hell, trocken, durchlüftet, ſauber, vor Nebenräumen mit ſtark riechenden 
Gegenſtänden geſchützt und genügend geräumig ſein. Dieſe Räume müſſen durch eine Wand von 
allen anderen Räumen getrennt werden. Das Aus- und Einladen von Eiertransporten in den 
Lagern muß vor Regen in dauerhafter Weiſe geſchützt ſein. Wo aber die örtlichen Verhältniſſe 
dies nicht zulaſſen, müſſen ſie vorübergehend für die Dauer des jeweiligen Aus⸗ und Einladens 
vor Regen geſchützt ſein;“ 

2. Der 8 10 erhält den folgenden Wortlaut: 
„Zur Ausfuhr beſtimmte friſche und ſaubere Eier müſſen nach folgenden Gattungen ſortiert 
werden, die durch das Gewicht für 1000 Stück Eier beſtimmt werden: 
. non 47 kg bis 48 kg einſchl. 
von 49 kg bis 50 kg einſchl. 
von 51 kg bis 52 kg einſchl. 
von 53 kg bis 54 kg einſchl. 
von 55 kg bis 56 kg einſchl. 
von 57 kg bis 58 kg einſchl. 
von 59 kg bis 60 kg einſchl. 
von 61 kg bis 62 kg einſchl. 
. über 62 kg mit der Angabe des wirklichen Gewichts in vollen Kilogramm auf 
der Eierkiſte. 

In den Gattungen von 2—9 dürfen keine Eier enthalten ſein, bei denen das Einzelei 45 g 
und weniger wiegt. 

Zur Ausfuhr beſtimmte gekühlte ſaubere Eier fallen unter die Vorſchriften dieſes Paragraphen. 

In den von 1—8 aufgezählten Eiergattungen darf das Durchſchnittsgewicht der in der be⸗ 
treffenden Verpackung enthaltenen Eier bei der Umrechnung auf das Durchſchnittsgewicht von 
1000 Stück weder das untere noch obere Gewicht der oben bezeichneten Gattung überſteigen.“ 

3. Der Abſatz 1 des § 11 erhält den folgenden Wortlaut: 

„Friſche Eier ſind ſolche Eier, deren Luftkammer nicht tiefer als 6 mm iſt, deren Gelbei feſt, 
kernig und klar iſt und ſich kaum vom Weißei unterſcheidet, keine Flecken aufweiſt, und bei denen 
das Weißei durchſichtig, dicht, fleckenlos und ungetrübt und deſſen Hülle unberührt iſt, außerdem 
darf es weder konſerviert noch gewaſchen oder auf eine andere Art und Weiſe zur Beſeitigung des 
Schmutzes von der Schale geſäubert ſein.“ 

4. Der $ 14 erhält den folgenden Wortlaut: 
„Die zur Ausfuhr beſtimmten Eier ſind in beſondere Kiſten auf folgende Weiſe zu verpacken: 
a) friſche und ſaubere Eier — nach den im § 10 dieſer Verordnung beſtimmten Gattungen 
(jede Gattung in einer beſonderen Kiſte) — mit der Bezeichnung auf der Kiſte z. B. 
„49—50 kg“. ‚ER 
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Friſche mit „extra“ bezeichnete Eier ($ 11 Abſ. 2) dürfen außer der Gewichtsbezeich⸗ 
nung der Gattung die Nebenbezeichnung „extra“ neben der Bezeichnung des Gattungs⸗ 
gewichts tragen; 

b) friſche und ſaubere Eier bei einem Gewicht von 1000 Stück Eiern = 45 kg und weniger 
mit der Bezeichnung „M“ auf der Kiſte; 

c) im Abſatz 1 des § 11 dieſer Verordnung genannte Eier — mit der Bezeichnung „Secunda“ 
auf der Kiſte; 

d) in Kalk konſervierte Eier — nach den im § 10 dieſer Verordnung beſtimmten Gattungen 
(jede Gattung in einer beſonderen Kiſte) — mit der Bezeichnung „Calc“ auf der Kiſte 
und z. B. „49—50 kg“; 

e) in Kalk konſervierte Eier — bei einem Gewicht von 1000 Stück = 45 kg und weniger mit 
der Bezeichnung „Calc — M“ auf der Kiſte; 

) ſchmutzige Eier — mit der Bezeichnung „D“ auf der Kiſte; 

g) Eier mit brauner Schale, ſofern ſie in beſondere Kiſten verpackt ſind, dürfen auf den 
unteren Seitenwänden der Kiſte außer den in den anderen Punkten dieſes Paragraphen 
vorgeſehenen Bezeichnungen mit den Buchſtaben „BR“ bezeichnet werden.“ 

5. Der § 15 erhält den folgenden Wortlaut: 

„Auf den beiden vorderen Seitenwänden der Kiſte iſt zu vermerken: die Ordnungsnummer der 
Eierladung, die in dem betreffenden Kalenderjahre von dem betreffenden Verſandgeſchäft verſandt 
wird, die Ordnungsnummer der Kiſte der betreffenden Ladung, der Stempel, die Erkennungsmarke 
oder ein anderes Erkennungszeichen der exportierenden Firma ($ 1 Punkt e), die abgekürzte Be⸗ 
zeichnung der Eier gemäß § 14 dieſer Verordnung mit Ausnahme der im Punkt g des § 14 
bezeichneten Abkürzung, ferner die Aufſchrift „Polska — Danziger Packung“. Es dürfen keine 
anderen Merkmale oder Aufſchriften auf den vorderen Seitenwänden der Kiſte vermerkt werden. 

Merkmale oder Aufſchriften, die auf die Gattung oder Herkunft der Ware (außer den vor⸗ 
ſtehend genannten) hinweiſen, dürfen nicht auf der Kiſte angebracht werden. 

Alle vorſtehend bezeichneten Nummern, Aufſchriften ſowie Merkmale müſſen in blauer Farbe 
vermerkt ſein, ausgeſchloſſen ſind hiervon Eier bei einem Gewicht von 1000 Stück mit 45 kg und 
weniger, die in roter Farbe zu bezeichnen ſind, ebenſo ſchmutzige und „Secunda- Eier, die in 
ſchwarzer Farbe zu bezeichnen ſind. 

Es werden folgende Maße für die vorſtehend bezeichneten Nummern und Merkmale 
beſtimmt: 

a) für Zahlen, die die Ordnungsnummer der Ladung, die Ordnungsnummer der Kiſte in 
der Ladung ſowie das Gattungsgewicht der Eier bezeichnen: Höhe 2,5 em; Höhe der 
Buchſtaben „kg = 1 cm, Breite 1—2 cm, Breite der Buchſtaben „kg = 0,5 em, der 
Zahlenabſtand einſchl. der Abkürzung kg muß für zwei Zahlen und für die Abkürzung 
5—6 cm für vier Zahlen und die Abkürzung 10—11 cm. betragen; 

b) für die Buchſtaben „B, D und M“ — Höhe 2,5 em, Breite 1—2 cm; 

e) für die Abkürzung „Calc“ — Breite 6 em, Höhe der Buchſtaben 2,5 em, Breite der 

Buchſtaben 0,5 em; 

d) für die Abkürzung „Secunda“ — Breite 8 em, Höhe und Breite der Buchſtaben wie 
in Punkt c; 

e) für die Abkürzung „ertra“ — Breite 8 em, Höhe und Breite der Buchſtaben wie in 
Punkt c: 

f) Höhe der Buchſtaben „Polska⸗Danziger Packung“ — 2,5—3 cm, Breite der Auf⸗ 
ſchrift 14—15 cm; 

g) Kennzeichnung der Firma — Höhe 8 em, Breite 6—16 em — den Vordruck erläutert 
die Anlage zu dieſer Verordnung. 

Sofern die Vorſchriften der einführenden Staaten eine andere Kennzeichnung und Verpackung 
der Eiertransporte nach dieſen Staaten vorſchreiben, können ſie entſprechend der in den betreffenden 
Staaten geltenden Vorſchriften gekennzeichnet und verpackt werden. 

Das Verzeichnis der Staaten, deren Vorſchriften eine andere Kennzeichnung der Eier und 
Verpackung vorſchreiben ſowie das Verfahren bei der Ausfuhr derartiger Eier in das Ausland 
beſtimmt der Senat der Freien Stadt Danzig und veröffentlicht ſie im Staatsanzeiger für die 
Freie Stadt Danzig. f 
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6. Der erſte Abſatz des § 18 erhält den folgenden Wortlaut: 


„Die Aufſicht über die Befolgung der Vorſchriften betr. die Regelung der Ausfuhr von 
Hühnereiern in das Ausland durch die Exportunternehmen wird ſowohl in den Ortſchaften der 
Zollabfertigung als auch in den Ortſchaften der Sammlung und Vorbereitung der Eier ausgeübt.“ 

7. Die Anlage Nr. 4 zur Verordnung vom 12. 9. 1931 (St. A. Teil 1 Nr. 73 S. 327) erhält den 
in der Anlage zu dieſer Verordnung gegebenen Wortlaut. 
8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 22. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


Anlage zur Verordnung 


vom 22. September 1934. 
Muſter Nr. 4. . 


Vorderſeite der Kiſte. 


10/11 Calc 49—50 kg 
Danzig 
Z. M. 
— — 
Erläuterung. 


In dem Bruch 10/11 bezeichnet die obere Ziffer „10“ die laufende Nummer des Transports, der 
in dem betreffenden Kalenderjahr abgeht, die untere Ziffer „11“ bezeichnet die laufende Nummer der 
Kiſte in der betreffenden Ladung. 


„Calc“ 49 —50 kg“ bedeutet, daß in der betreffenden Kiſte in Kalk konſervierte Eier mit einem 
Gewicht für 1000 Stück von 49-50 kg einſchl. enthalten ſind. N 
Auf der mit „ZM“ bezeichneten Stelle muß der Stempel, die Erkennungsmarke oder ein anderes 
Erkennungszeichen der Exportfirma geſetzt werden. : 
Namen und Nummern müſſen in dem oben bezeichneten Falle in blauer Farbe bezeichnet 
Werden. ö : 1 
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249 Verordnung 


betreffend das Ruhen der Renten in der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung. 
Vom 24. September 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 


Der $ 11 Abſ. 1 und 2 im Abſchnitt 1, Kapitel III der Verordnung über Anderungen der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) 
erhält folgende Faſſung: 


§ 11 

(1) Die Invalidenrenten und das Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung ruhen neben 
Krankengeld von mindeſtens einmonatiger Dauer aus der Sozialverſicherung oder Reichsverſor⸗ 
gung, Verletztenrenten aus der Unfallverfiherung, Beſchädigten⸗ und Dienſtzeitrenten (ohne Kin⸗ 
der⸗, Orts-, Pflege⸗, Führerhundzulage und Zuſatzrenten) nach dem Verſorgungsgeſetze, dem 
Altrentnergeſetze, den früheren Militärverſorgungsgeſetzen, dem Polizeibeamtengeſetz vom 27. Juli 
1923, Ruhegehältern und Wartegeldern auf Grund einer Beſchäftigung nach SS 1234, 1242 der 
Reichsverſicherungsordnung und SS 10, 16 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes bis zur Höhe dieſer 
Bezüge. Das gilt auch dann, wenn die Bezüge gewährt werden, ohne daß ein Rechtsanſpruch auf 
ſie beſteht, und auch dann, ſoweit anſtelle einer dieſer Leiſtungen Krankenhauspflege oder Heil⸗ 
anſtaltspflege (Anſtaltspflege) tritt; in der Unfallverfiherung ſteht dabei die Heilanſtaltspflege 
(Anſtaltspflege) der Vollrente gleich. 
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(2) Die Hinterbliebenenrenten aus der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung ruhen neben 
Hinterbliebenenrenten aus der Unfallverfiherung, Witwenrenten (ohne Ortszulage und Zuſatz⸗ 
rente) aus den im Abſatz 1 Satz 1 aufgeführten Verſorgungsgeſetzen, Hinterbliebenenbezügen auf 
Grund verſicherungsfreier Beſchäftigung (Abſ. 1, Satz 1) bis zur Höhe dieſer Bezüge und zwar 
auch dann, wenn die Bezüge gewährt werden, ohne daß ein Rechtsanſpruch auf ſie beſteht. 


Artikel II 
Von den Bezügen aus den im Artikel I aufgeführten Verſorgungsgeſetzen bleiben bei Anwen⸗ 
dung der Ruhensvorſchriften dreißig Gulden monatlich unberückſichtigt. 
Artikel III 
Die Vorſchriften in den Artikeln I und II treten mit dem 1. Juli 1934 in Kraft mit der Maß⸗ 


gabe, daß, ſoweit für die Zeit bis zum 30. September 1934 Rentenüberzahlungen ſtattgefunden 
haben, es dabei bewendet. 


Artikel IV 
Die Verordnungen vom 15. 3. 1932 (G. Bl. S. 148), vom 9. 2. 1934 (G. Bl. S. 53) und vom 
18. 6. 1934 (G. Bl. S. 530) zur Durchführung der Verordnung über Anderungen der Reichsverſiche⸗ 


rungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) 
bleiben unberührt. 


Artikel V 


Die Rechtsverordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes vom 17. Auguſt 1934 (G. Bl. 
S. 667) wird wie folgt geändert: 
Artikel VIII fällt fort. 


Im Artikel IX werden im Abſatz 2 die Worte „und 88 1, 3, 5 des Artikel VIII“ ſowie der 
Abſatz 3 geſtrichen. 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Senat iſt ermächtigt, zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſes Geſetzes 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Danzig, den 24. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


250 Berichtigung. 


In der Achten Verordnung zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 vom 19. September 1934 (G. Bl. S. 707) muß es 
im Artikel I anſtatt 8 25 Abſ. 1 Satz 1 heißen: „§ 25 Abſ. 1 Satz 2". 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


— An EEE 


— 


5 in Danzig. 
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